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Herr Storz, was sagen Sie Leuten, 
die so denken wie Herr Seehofer, 
warum Sie gegen eine Obergren-
ze der Flüchtlinge sind?

Eine Obergrenze löst den Flüchtlingsstrom 
nicht auf. Wer vor Krieg, Gewalt und Ar-
mut fl ieht, wird dies auch mit einer Be-
grenzung weiter tun und versuchen nach 
Europa zu gelangen. Wir erwarten und for-
dern Solidarität in Europa und wollen eine 
gemeinsame Europäische Lösung. Dafür 
ist eine Flüchtlingsobergrenze das falsche 
Signal, denn wer Solidarität fordert, muss 
diese auch mit Ländern wie Griechenland 
oder Slowenien zeigen, wo die Flüchtlinge zuerst an-
kommen. Keine Obergrenze bedeutet, ein offenes Eu-
ropa. Natürlich bedeutet dies auch die Notwendigkeit, 
Lösungen zu fi nden, um den Zustrom von Flüchtlingen 
zu verringern. Neben einer europäischen Lösung für die 
Verteilung des Flüchtlingsstroms, müssen künftig auch 
die Fluchtursachen verstärkt bekämpft werden. Dazu ge-
hören gemeinsame politische, humanitäre und militäri-
sche Initiativen der europäischen Mitgliedstaaten.

Das Recht auf Asyl ist in unserem Grundgesetz verankert 
und ist nicht verhandelbar. Daher können wir nicht von 
vorneherein Asylsuchenden dieses Recht verwehren. Die 
Entscheidung über Asyl muss kontrolliert, aber auch ge-
recht sein. Wichtiger als eine Obergrenze sind daher gute 
und schnelle Registrierungs- und Antragsverfahren, wie 
sie gerade beispielsweise in Heidelberg erprobt werden 
und schneller Klarheit schaffen können, wer eine wirk-
liche Bleibeperspektive hat. Daher ist auch die Abschie-
bung von Flüchtlingen ein wichtiges Thema. Hier wur-
den im Vergangenen Jahr die Verfahren beschleunigt, in 
Baden-Württemberg wurden fast doppelt so viele abge-
lehnte Asylbewerber abgeschoben, wie noch in 2014.

Haben Sie keine Bedenken, ob wir die Inte-
gration von über 1 Millionen Menschen vor 
allem aus dem arabischen Raum, schaffen?

Auch wenn in einigen Bereichen Herausforderungen 
bleiben, haben Bund, Länder und Kommunen gezeigt, 
dass mit vereinter Kraft auch große Aufgaben, wie die 
aktuelle Flüchtlingswelle bewältigt werden können. 
Dabei ist es wichtig, nicht nur logistische Herausforde-

rungen, wie die Unterbringung, anzu-
gehen, sondern aktiv zur Integration 
der Flüchtlinge in unsere Gesellschaft 
beizutragen.

In Baden-Württemberg sind 2015 ca. 
80 000 Flüchtlinge angekommen, 
im Landkreis Konstanz wurden rund 
2000 Flüchtlinge neu untergebracht. 
Damit nun die schnelle und gute In-
tegration gelingt, haben wir im Land 
viele Förderprogramme und Unter-
stützungsangebote geschaffen.

Im März hat die Landesregierung das 
Programm „Chancen gestalten - Wege 

der Integration in den Arbeitsmarkt öffnen“ aufgelegt, 
welches die den Spracherwerb und die Integration in den 
Arbeitsmarkt fördert. Dies sind zwei Schlüsselbausteine 
für Integration.  

Das Programm „Integration durch Ausbildung“ vom Mi-
nisterium für Wirtschaft und Finanzen unterstützt die 
schnelle Vermittlung von Flüchtlingen in Ausbildungs-
verhältnisse, unterstützt aber auch die vielen Unterneh-
men in Baden-Württemberg die oft eine große Bereit-
schaft zeigen, Flüchtlinge auszubilden.

Insgesamt haben wir im Nachtragshaushalt für 2015 und 
2016 zusätzlich 1,88 Milliarden Euro für die Unterbrin-
gung, Betreuung und Integration von Flüchtlingen in Ba-
den-Württemberg vorgesehen. Ohne in anderen Förder-
bereichen zu sparen und ohne eine Neuverschuldung.

Integration gelingt aber auch durch besonderes bür-
gerschaftliches Engagement. Die Bereitschaft zur eh-
renamtlichen Unterstützung ist in Baden-Württemberg 
überwältigend groß, wie ich selbst bei einigen Besuchen 
in Helferkreisen erleben durfte. Dieses Engagement för-
dern wir mit Landeszuschüssen. Auch Vereine spielen 
bei der Integration eine große Rolle. Denn Sport, singen, 
gemeinsame Aktivitäten verbinden und bauen Brücken.

Und auch die Flüchtlinge bringen einen unendlich gro-
ßen Willen mit, ihr Leben selbständig und aus eigener 
Kraft zu gestalten. Sie sind dankbar für die Unterstüt-
zung, die sie erfahren und geben davon bereits jetzt viel 
zurück. Wer wie ich die Tatkraft und den Antrieb man-
cher Flüchtlinge erlebt hat, macht sich weniger Sorgen, 
ob die Integration vielleicht misslingen könnte.

UnserBlatt
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Wir wünschen unseren Lesern ein
gutes Neues Jahr.

Es würde uns freuen, wenn Sie auch weiterhin
,,Unser Blatt“ mit Interesse lesen würden.

Den Inserenten unseres Blattes sagen wir Danke.
Ohne sie könnten wir dieses Blatt nicht herausbringen.

Ihr ,,Unser Blatt“ Team
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An was liegt es, wenn die Integration schlecht 
gelingt, wie wir dies in Frankreich beobach-
ten können, obwohl diese Einwanderer fran-
zösisch sprechen und auch in Frankreich in 
die Schule gegangen sind?

Das Stichwort ist: Perspektive geben. In Frankreich ist 
die schlechte Integration von Einwanderern besonders in 
den so genannten Banlieues sichtbar. Dort sind die Vo-
raussetzungen für eine gelungene Integration schlecht 
und die Förderung insbesondere junger Menschen in 
diesen Randbezirken wurde lange versäumt. Aber die In-
tegration in Frankreich läuft nicht per se schlecht. Es gibt 
genügend Gegenbeispiele, die zeigen, dass Integration 
auch in Frankreich funktioniert. Wie im Film „ziemlich 
beste Freunde“ zu sehen, braucht Integration manchmal 
auch nur etwas Starthilfe. 

Diese Starthilfe bieten wir in Baden-Württemberg seit 
Januar mit den Kümmerern, die Teil des Programms 
„Integration durch Ausbildung“ sind und in den Land-
kreisen Flüchtlinge beraten und in Ausbildungsstellen 
vermitteln. Dies ist nur ein Beispiel für eine Vielzahl an 
Förderprogrammen für die Integration von Flüchtlingen, 
sei es sprachlich oder auf dem Arbeitsmarkt. So wir-
ken wir schnell und gezielt Ausgrenzung entgegen und 
schaffen für die größtenteils jungen Asylbewerber gute 
Perspektiven und Integrationschancen.

Perspektive muss es aber für alle geben. Wir kümmern 
uns seit 2011 in Baden-Württemberg nicht nur um Flücht-

linge, sondern beispielsweise auch um Langzeitarbeits-
lose oder junge Menschen, die einen Ausbildungsplatz 
suchen und fördern den sozialen Wohnungsbau.
Was erwarten Sie persönlich von den Asylanwärtern 
bzw. Asylanten, die hier in Deutschland leben wollen?
Von den Asylbewerbern, die Deutschland und Baden-
Württemberg erreichen erwarte ich, dass sie ihren Wil-
len und ihre Tatkraft beibehalten, denn das wird auch 
uns eine Bereicherung sein. Und ich erwarte, was ich 
auch von meinen Mitbürgern, Nachbarn und Freunden 
erwarte: Dass Sie unsere offene und tolerante Gesell-
schaft schätzen und gemeinsam dafür eintreten.

Altenpflegeheim, Sozialstation und 
Tagespflege unter einem Dach
Die Gesellschafter des Altenpflegeheimes St. Hildegard 
und der Sozialstation West , die katholischen Kirchen-
gemeinden von Gottmadingen ( mit Gailingen) und Hil-
zingen haben die Cura Caritas gGmbH gegründet. Bisher 
waren 11 Kirchengemeinden Träger der Sozialeinrichtun-
gen. Durch die Schaffung der neuen 2 Kirchengemein-
den hat sich auch die Zahl der Gesellschafter  geändert. 
Die Cura Caritas  ist eine gemeinnützige GmbH, ein sog. 
Non Profit Unternehmen, das wenn ein Gewinn entste-
hen soll, diesen nicht ausschüttet sondern für Investitio-
nen verwendet.

Wir sprachen mit dem Geschäftsführer der Cura Caritas 
gGmbH über die neue Gesellschaft und ihre Arbeit und 
auch über Probleme.

Das Altenpflegeheim, das 1985. mit öffentlichen Mitteln 
(Land, politische Gemeinden und Kirchgemeinden) so-
wie Spenden erbaut und 2005 erweitert wurde, verfügt 
über 95 Betten.

Von den 95 Bewohner sind:
3 in Pflegestufe 0 und 29 in Pflegestufe 1
 dabei stehen 61 Einzelzimmer und
46 in Pflegestufe  2
 und 17 Doppelzimmer zur Verfügung
16 in Pflegestufe 3
Die Pflegesätze pro Monat, d.h. für Pflegeleistung, für 
Unterkunft und Verpflegung sowie für Investitionskos-
ten betragen
In Pflegestufe:
1  € 2692,78 bei max. Pflegekassenanteil € 1 064,00  bleibt 
ein € 1628,78 Eigenanteil 
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2  € 3237,30 bei max. Pflegekassenanteil € 1330,00  bleibt 
ein € 1907,30 Eigenanteil 
3  € 3907,14  bei max. Pflegekassenanteil € 1612,00  bleibt 
ein € 2 295,14 Eigenanteil 

Dabei machen die Pflegeleistungen ca. 70 % der Ge-
samtkosten aus. Die Personalkosten machen auch ca. 
80 % der Gesamtkosten aus. Die 100 Mitarbeiter, die im 
Pflegeheim arbeiten, werden nach dem Tarifvertrag der 
Deutschen Caritas bezahlt. Diese tarifliche Bezahlung – 
im Unterschied zu manchen privat betriebenen Heimen- 
und  angenehme Arbeitsbedingungen führen dazu, dass 
die Fluktuation sehr gering ist, obwohl die Schweiz mit 
wesentlich höheren Löhnen lockt, wie Herr Uecker be-
tont Über 30% der Mitarbeiter seinen länger als 10 Jahre 
im St. Hildegard tätig.

Wie aus dem relativ hohen Eigenteil heraus zu vermuten 
ist, tragen die Bewohner bzw. ihre Familien einen hohen 
Beitrag. Der Landkreis prüft die Vermögensverhältnisse 
sehr genau, bevor er als Kostenträger leistet. Die durch-
schnittliche Rente von € 1 176 (Stand 2015) reicht nicht 
aus den Eigenanteil zu bezahlen.

Alle Plätze sind belegt. Eine Warteliste besteht ebenfalls. 
Bei kurzfristigem Bedarf kann es durchaus vorkommen, 
dass jemand vorübergehend in einem anderen Pflege-
heim unterkommen muss. Die Belegung in den Doppel-
zimmern erfolgt nach den Prinzipien: was will der der 
Bewohner bzw. seine Angehörigen, was ist im Moment 
machbar und zumutbar. Die Einstufung in die Pflegestu-
fe erfolgt durch den medizinischen Dienst  MDK (Bera-
tungs- und Begutachtungsdienst der gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung). Hier ist die Frage erlaubt: 
wie schaffen es private Betreiber ( Marseille Kliniken) die 
nachweislich gute Gewinne einfahren, diese strengen 
Anforderungen zu erfüllen?. 

Auf unsere Frage nach der Atmosphäre im Pflegeheim, 
weist der Chef des Hauses auf die gute Arbeit des Per-
sonals und auch auf den engagierten Betreuungsdienst 
von Haupt- und Nebenamtlichen hin. Filme, Musikdar-
bietungen, Vorträge  sowie die Begleitung in Rollstüh-
len, regelmäßige Gottesdienste der katholischen und 
evangelischen Geistlichen machen das Leben im Heim 
lebenswert. Das allgemein gelobte Essen (Dank dem Kü-
chenchef Fischer und seinem Team) wird in Essgruppen 
eingenommen. Die Bewohner nehmen – so Herr Uecker 
– die Leistungen des Pflegeheimes dankbar an.

Die gesetzlichen Vorgaben der Pflegekassen sind an-
spruchsvoll. Die personelle und sachliche Ausstattung 
wird ohne Voranmeldung von den Pflegekassen über-
prüft. Über jeden Bewohner ist über jede Leistung eine 
Dokumentation anzufertigen, die viel Arbeit macht. 
Auch diese Dokumentationen werden überprüft.

Wie die diskutierten gesetzlichen Anforderungen ab 
2019 in der Praxis umsetzen lassen ist noch nicht klar. Es 
wird angedacht, nur noch Einzelzimmer anzubieten, die 
höchstens 15 Personen in einer Wohneinheit wohnen las-
sen und auch für diese 15 Personen zu kochen. Inwieweit 
dies im St. Hildegard wirtschaftlich umgesetzt werden 

kann, muss noch geprüft werden. Sicher ist jedoch, dass 
ca. 17 Plätze weniger angeboten werden können.  Allein 
im Kreis Konstanz würden 800 Betten wegfallen.
Auf unsere Frage, worin die Motive für das Zusammen-
legen der drei Einrichtungen (Pflegeheim, Sozialstati-
on und Tagespflege St. Martin bestehen, war die klare 
Antwort: Ambulante und vollstationäre Pflege müssen 
Hand in Hand gehen, zumal die ambulante Pflege von 
den Pflegekassen stärker gefördert werden soll. 

Dietrich Gläser und Georg Ruf sprachen mit Herrn Uecker

Jubilare in der SPD

50 Jahre in der SPD Annemarie und Hansjörg Maier so-
wie Heinz Dachauer. Dazu gratulierten der Kreisvorsit-
zende Tobias Volz sowie Ulrich Moser und Georg Ruf vom 
SPD Ortsverein Gottmadingen und überreichten die Eh-
renurkunde.



Nr. 140 – Januar 2016 5

Zwischen den Großprojekten oder: 
Von der Kür zur Pflicht
Die Arbeit im Gemeinderat ist geprägt von der ständi-
gen Herausforderung abzuwägen, was wünschenswert 
ist für die Gemeinde und was wir uns tatsächlich leisten 
können, auch im Hinblick auf andere zukünftige Pflich-
ten und Projekte.

Nachdem ab 2013 das Höhenfreibad sowohl in den Sit-
zungen des Gemeinderats als auch in der Verwaltung 
viele Kräfte gebunden hat, läuft der Prozess zur Planung 
des nächsten großen Projektes inzwischen seit 2 Jahren. 
Die erste Fahrt zur Besichtigung neu gebauter oder um-
gebauter Schulen fand im März 2014 statt.

Die Abwägung zwischen dem wünschenswerten und 
dem machbaren und finanzierbaren hat uns spätestens 
ab dem Zeitpunkt Bauchschmerzen bereitet, als die fi-
nanzielle Dimension der nächsten Pflichtaufgabe der 
Gemeinde in den Stellungnahmen unseres Kämmerers 
zur Finanzierbarkeit des Bades deutlich wurde.

Deswegen waren uns als SPD-Fraktion bei den Entschei-
dungen rund um das Höhenfreibad zwei Dinge beson-
ders wichtig:
1. die Bürger in den Planungs- und Entscheidungsprozess 
möglichst intensiv einzubinden, und 
2. den anvisierten Kostenrahmen von 4 Millionen € nicht 
aufzugeben, gerade weil wir aus Erfahrung wussten, 
dass solche Projekte im Verlauf nie billiger, sondern im-
mer teurer werden als in Kostenberechnungen.

Zum Thema Eichendorffschulen ist sich unsere Fraktion 
einig:
Wir müssen Gottmadingen als zukunftsfähigen Bil-
dungsstandort erhalten. Dazu gehört eine weiterfüh-
rende Schule.
Wir unterstützen das von der Schule entwickelte päda-
gogische Konzept der individuellen Förderung. 
Dieses Konzept lässt sich in Gebäuden, die sowohl sicher-
heitstechnisch (Brandschutz, Fluchtwege) als auch von 
der Raumaufteilung her auf dem Stand der 60er/70er 
Jahre sind, nicht umsetzen.
In unseren Augen führt deswegen kein Weg an einem 
grundlegenden Umbau oder einem Neubau des Eichen-
dorff-Schulverbundes vorbei.
Hier steht noch eine Menge Untersuchungs- und Pla-
nungsarbeit an, bevor der Gemeinderat in Abstimmung 
mit den Betroffenen zu einer Entscheidung kommen 
kann.

Die SPD-Fraktion befürwortet hier einen Architekten-
Wettbewerb, damit wir die bestmögliche Lösung für 
Gottmadingen finden.

Wie auch immer diese aussehen wird, unter einem zwei-
stelligen Millionenbetrag wird sie nicht zu haben sein. 
Und ein Betrag in dieser Größenordnung ist ohne neue 
Schulden für Gottmadingen nicht finanzierbar. Dazu ste-
hen wir und das war uns auch bei der Entscheidung für 
das neue Höhenfreibad bewusst.

Kirsten Graf Markus Dreier



Ein drittes uns seit 2014 stärker beschäftigendes „Groß-
projekt“, das nicht zur Kür, sondern zur Pflichtaufgabe 
der Kommunen gehört, ist die Folgeunterbringung von 
Flüchtlingen. Dieses Projekt hat kein absehbares Ende. 
Die Aufnahme dieser Menschen ist für uns alle eine an-
spruchsvolle Aufgabe und eine Chance. Sie belastet uns, 
mobilisiert aber auch ungeahnte Kräfte. Viele Gottma-
dinger engagieren sich und stellen sich gemeinsam neu-
en Herausforderungen.

Von den Mitgliedern der SPD-Fraktion arbeiten zwei tat-
kräftig bei der Bürgerhilfe in Gottmadingen (BiG) mit. 
Unsere gesamte Fraktion unterstützt politisch die Arbeit 
von BiG und Gemeindeverwaltung bei der Bewältigung 
dieser neuen Aufgabe.

Für die SPD-Fraktion Kirsten Graf, Fraktionssprecherin,
Markus Dreier, stellvertretender Fraktionssprecher

Freie Wahl des Stromversorgers

Darüber schrieben wir in unserer letzten Ausgabe. Gott-
madingen ist inzwischen an das deutsche  Stromnetz 
angeschlossen. Es ist offenbar bereits jetzt möglich, den 
langersehnten Wechsel des Stromversorgers vorzuneh-
men und sich den günstigsten Anbieter herauszusuchen. 
Bei einer telefonischen Anfrage am 12. Januar 2016 beim 
günstigsten Anbieter für Ökostrom SÜWAG (check24) 
ergaben sich keine Einschränkungen. Der lange Kampf 
(siehe die vielen Beiträge in unserem Blatt)  hat sich ge-
lohnt. Jetzt ist der Verbraucher dran. 

Internetanschluss

Telekom hat inzwischen die Glasfaserleitungen bis zu 
den Unterverteilern gelegt. 

Um den schnellen Anschluss zu nutzen, müssen die Te-
lekomkunden allerdings einen Magenta Zuhause Ver-
trag abschließen. Die Preise gelten für 12 Monate. Den 
16 MBIT/S)für 29,95 €, den 50 MBIT/S für 34,95€ oder 
den 100 MBIT/S für 39,95. Alle anderen haben ein Prob-
lem. Versatel, 1&1 und auch Vodafone nutzen  das neue 
Netz noch nicht. Ob und wann diese Anbieter mit in das 
schnelle Netz gehen, konnten (telefonische Anfrage) die 
Mitarbeiter der 3 Anbieter nicht eindeutig sagen. Diese 
Kunden müssen sich also mit den bisher niedrigen Leis-
tungen begnügen. Wenn Sie auf das schnelle Netz um-
steigen wollen, müssen sie ihren Vertrag rechtzeitig kün-
digen und dann bei Telekom oder einem dann möglichen 
Anbieter einen neuen Vertrag abschließen. Schön clever.

Die Ausschreibung für den Anschluss Ebringen läuft. Die 
Vergabe an den günstigsten Anbieter wird – so die Pla-
nung der Gemeinde- im Frühsommer erfolgen. 
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Neues Bebauungsgebiet an der 
Randegger Straße

Nachdem die Gemeinde Gottmadingen das Vermögen 
der verstorbenen  Eveline Graf erworben hat, werden die 
Grundstücke an der Randegger Straße bzw. Hauptstra-
ße verkauft. Schließlich will man ja mit einer schwarzen 
Null am Ende herauskommen. Zur Vorbereitung hat der 
Gemeinderat die Änderung des Bebauungsplanes Im 
Löhnen beschlossen. Es werden 2 Teilflächen gebildet. 
Die Teilfläche 1 (siehe unten stehender Plan) umfasst 
0,44 ha, die Teilfläche 2 hat 0,12 ha. An der Randegger 
Straße sind es 8   Grundstücke, an der Haupt-/Champa-
gnole Straße 2 werden 2 weitere Grundstücke als Misch-
gebiet (Wohnnutzung und nicht störende gewerbliche 
Nutzung) vorgesehen.

Wie aus den in der öffentlichen Gemeinderatsitzung ge-
zeigten Unterlagen hervorgeht, will die Verwaltung die 
Erwerbskosten des Graf‘schen Erbes von 3,1 Mio € (wir 
vermuteten 3-4 Mio €) bis zum Ende des Jahres 2017 
durch Verkäufe von Grundstücken und Gebäuden wieder 
hereinholen.
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Auf der Höhe

SPD-Gemeinderäte in der Partnerstadt Caselle in Pittari
Die vier SPD-Gemeinderäte/in Silvia Sixta, Meinrad 
Muffler, Dr. Wolfgang Schroff und Georg Ruf begleiteten 
Bürgermeister Dr. Klinger als offizielle Delegation beim 
Partnerschaftstreffen.
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